




Der VI. Gipfel zwischen EU, 
Lateinamerika und der Karibik: 
strategische Partner im Wartestand?
Karsten Bechle
Unter dem Motto „Innovation und Technologie für nachhaltige Entwicklung und 
soziale Kohäsion“ fand am 18. Mai 2010 in Madrid der VI. Gipfel zwischen der 
Europäischen Union (EU) und den Staaten Lateinamerikas und der Karibik (LAC) 
statt. 
Analyse
Im Gegensatz zu den vorangegangenen Gipfeltreffen hat der Gipfel von Madrid 
eine Reihe konkreter Ergebnisse hervorgebracht. Die Gastgeber bewerten das Tref-
fen der 60 Staats- und Regierungschefs aus beiden Regionen daher als Erfolg. Den-
noch setzte sich auch beim VI. EU-LAC-Gipfel die Tendenz zur Fragmentierung 
der interregionalen Beziehungen fort. Eine inhaltliche Anreicherung der 1999 in 
Rio de Janeiro verkündeten „strategischen Partnerschaft“ bleibt weiterhin aus.
Zentrale Ergebnisse waren der Abschluss eines biregionalen Assoziierungsab-
kommens mit Zentralamerika und separat ausgehandelte Freihandelsabkom-
men mit Peru und Kolumbien. Die seit 2004 ausgesetzten Verhandlungen über 
ein Assoziierungsabkommen mit dem Mercosur werden wieder aufgenommen.
Daneben wurde die Schaffung einer EU-LAC Stiftung beschlossen, ein Struk-
turfonds für die Karibik geschaffen und ein Mechanismus zur Investitionsför-
derung für Lateinamerika ins Leben gerufen.
Allerdings sollten die in Madrid gefeierten Erfolge nicht über grundlegende 
Probleme der biregionalen Beziehungen hinwegtäuschen: Die ideologische 
Spaltung Lateinamerikas wirkt sich nicht nur negativ auf die lateinamerika-
nischen Regionalorganisationen aus, sondern schadet auch deren Beziehungen 
zur EU. Umgekehrt ist Lateinamerika durch die Osterweiterung der EU auf de-
ren Prioritätenliste noch weiter zurückgefallen.
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Einleitung
Auf dem Familienfoto des VI. EU-LAC-Gipfels 
fehlten nur wenige der insgesamt 33 Staats- 
und Regierungschefs Lateinamerikas und der 
Karibik. Abgesagt hatten ausschließlich der 
venezolanische Staatspräsident Hugo Chávez 
und sein kubanischer Amtskollege Raúl Castro. 
Uruguays Präsident José Mejica musste dem 
Gipfel aus gesundheitlichen Gründen fern-
bleiben und Honduras Präsident Porfirio Lo-
bo „verzichtete“ auf die Teilnahme. Anders sah 
es bei den 27 Vertretern der EU aus. Der bri-
tische Premier David Cameron blieb dem Gip-
fel ebenso fern wie Italiens Ministerpräsident 
Silvio Berlusconi. Die deutsche Kanzlerin An-
gela Merkel erschien lediglich zum gemein-
samen Abendessen und der französische Prä-
sident Nicolás Sarkozy verpasste den Fototer-
min. Eine ganze Reihe weiterer EU-Länder war 
nur durch Vertreter niedrigeren Ranges reprä-
sentiert, darunter Luxemburg, die Niederlan-
de, Österreich und Schweden sowie zahlreiche 
osteuropäische Staaten wie Litauen, Polen, Ru-
mänien, die Slowakei, Slowenien und Ungarn.
Wie bei den vorangegangenen Gipfeln wur-
de auch in Madrid das eigentliche Treffen der 
Staats- und Regierungschefs wieder von einer 
Reihe gesonderter Dialoge umrahmt, die in den 
Tagen davor und danach zwischen den Ver-
tretern der EU – dem Präsidenten des Europä-
ischen Rates, Herman van Rompuy, Kommis-
sionspräsident José Manuel Barroso und dem 
spanischen Ministerpräsidenten José Luis Zapa-
tero – und den Repräsentanten Lateinamerikas 
und der Karibik geführt wurden. Partner dieser 
Sondergipfel waren die Staats- und Regierungs-
chefs des Mercosur, der Andengemeinschaft, 
des Caribbean Forum of African, Caribbean and 
Pacific States (CARIFORUM), des zentralame-
rikanischen Integrationssystems (Sistema de la 
Integración Centroamericana, SICA) sowie Me-
xikos und Chiles. Zum Rahmenprogramm ge-
hörte auch ein Business Summit, der Unterneh-
mer beider Regionen zusammenführte. Bereits 
zum vierten Mal fand parallel zum EU-LAC-
Gipfel der als Gegenveranstaltung konzipierte 
„Gipfel der Völker“ statt, an dem neben zahl-
reichen freihandels- und globalisierungskri-
tischen NGOs, Gewerkschaften und anderen 
Vertretern der Zivilgesellschaft auch Boliviens 
Präsident Evo Morales teilnahm.
Konkrete Ergebnisse
Anders als bei den vorangegangenen Gipfel-
treffen in Lima, Wien und Guadalajara konn-
ten in Madrid konkrete Ergebnisse verkündet 
werden. So ist es im Rahmen des Gipfels mit 
Zentralamerika gelungen, das erste biregionale 
Assoziierungsabkommen zwischen der EU 
und einer anderen Regionalorganisation ab-
zuschließen. Dies ist umso erstaunlicher wenn 
man bedenkt, dass der Beginn der Verhand-
lungen erst 2006 auf dem IV. EU-LAC-Gipfel 
in Wien beschlossen wurde. Zuvor wurde der 
in wirtschaftlicher Hinsicht für die EU unbe-
deutende Isthmus vornehmlich als Partner für 
die Entwicklungszusammenarbeit betrachtet. 
Hinzu kommt, dass die EU die Verhandlungen 
nach dem Militärputsch in Honduras im Juni 
2009 eingefroren hatte. Die Gespräche wurden 
erst im Februar 2010, nach der Abhaltung von 
Neuwahlen, wieder aufgenommen. 
Zum selben Zeitpunkt wie im Falle Zentral-
amerikas hatten auch die Verhandlungen mit 
den Vertretern der Andengemeinschaft begon-
nen. Allerdings scheiterte ein biregionales Ab-
kommen hier am Widerstand Boliviens und 
Ecuadors. Beide Staaten lehnten den Abschluss 
eines Freihandelsabkommens mit der EU ab. 
Die Kommission entschied sich deshalb nach 
einigem Zögern, die Verhandlungen mit den 
beiden verbleibenden Mitgliedern in separaten 
Gesprächen fortzuführen. Die entsprechenden 
Abkommen mit Peru und Kolumbien wurden 
am Rande des Gipfels mit der Andengemein-
schaft unterzeichnet.
Die erste Regionalorganisation Lateinameri-
kas, mit der die EU über den Abbau von Han-
delsbarrieren verhandelte, war der Mercosur. 
Bereits im Dezember 1995 wurde zwischen bei-
den Seiten ein zunächst recht unverbindliches 
interregionales Rahmenabkommen abgeschlos-
sen. Die 1999 begonnenen Verhandlungen über 
ein biregionales Assoziierungsabkommen mit 
dem Mercosur mussten 2004 jedoch ergebnis-
los abgebrochen werden. Der zentrale Streit-
punkt war die mangelnde Bereitschaft der EU, 
Zugeständnisse im Bereich der gemeinschaft-
lichen Agrarpolitik zu machen. Nach sechsjäh-
riger Unterbrechung wurde nun in Madrid der 
Beschluss gefasst, die Verhandlungen wieder 
aufzunehmen. 
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Auf dem übergeordneten Gipfel aller Staats- 
und Regierungschefs wurde schließlich die 
Schaffung der bereits 2008 in Lima ins Auge 
gefassten EU-LAC-Stiftung beschlossen. Sie 
soll die biregionale Partnerschaft stärken und 
ihr zu größerer Sichtbarkeit verhelfen. Da-
bei sollen auch die Zivilgesellschaft und an-
dere soziale Akteure einbezogen werden. Al-
lerdings konnte bislang keine Einigung über 
den künftigen Sitz der Stiftung erzielt werden; 
im Gespräch sind Paris, Mailand und Ham-
burg. Darüber hinaus wurden die Schaffung 
eines Infrastrukturfonds für die Karibik und 
eine Latin America Investment Facility (LAIF) 
verkündet. Die LAIF soll nicht rückzahlbare 
Beihilfen der Kommission und anderer Geber 
mit Krediten europäischer und lateinameri-
kanischer Entwicklungsbanken kombinieren 
und vorrangig Infrastrukturprojekte in den 
Bereichen Energie und Transport anschieben. 
Die EU stellt hierfür bis 2013 Mittel in Höhe 
von 125 Mio. EUR bereit.
Die gemeinsame Abschlusserklärung re-
kapituliert schließlich noch einmal das brei-
te Spektrum gemeinsamer Ziele und Werte, zu 
denen sich beide Seiten bekennen. Dazu zählen 
die Stärkung des Multilateralismus, die Reform 
der Vereinten Nationen (VN), die Abrüstung 
und Nichtverbreitung atomarer Waffen, Be-
kenntnisse zur Universellen Menschenrechts-
erklärung und zum Römischen Statut des In-
ternationalen Strafgerichtshofs, das Erreichen 
der Millenniumsziele, die Reduktion von Treib-
hausgasen sowie der Kampf gegen Terroris-
mus, organisiertes Verbrechen und Korruption. 
Ein weiterer Gegenstand der Abschlusserklä-
rung waren die Folgen der derzeitigen Wirt-
schafts- und Finanzkrise. Außerdem wurden 
erstmals in einem gemeinsamen Aktionsplan 
Maßnahmen und Instrumente identifiziert, die 
bis zum nächsten Gipfeltreffen 2012 in Santia-
go de Chile konkrete Ergebnisse in Bereichen 
wie Bildung, Technologie, nachhaltige Entwick-
lung, soziale Kohäsion, Migration und Drogen 
hervorbringen sollen.
Die Rolle Spaniens
Von offizieller Seite ist der Gipfel in Madrid als 
großer Erfolg gewertet worden. Spaniens Au-
ßenminister Miguel Ángel Moratinos sprach 
sogar von einem historischen Gipfel. Vor dem 
Hintergrund der alles in allem etwas dürftigen 
Ergebnisse, die seit der Verkündung einer stra-
tegischen Partnerschaft auf dem ersten EU-
LAC-Gipfel 1999 in Rio de Janeiro erzielt wur-
den, lassen die jetzt gefassten Beschlüsse und 
Abkommen den Madrider Gipfel tatsächlich 
als Erfolg erscheinen. Dies ist nicht zuletzt auf 
die Anstrengungen Spaniens zurückzuführen. 
Als Ausrichter des Gipfeltreffens war die 
spanische Ratspräsidentschaft sichtlich darum 
bemüht, den seit Jahren stagnierenden Bezie-
hungen zwischen beiden Weltregionen wieder 
neues Leben einzuhauchen. Spanien, das nach 
den USA und vor Deutschland der zweitgröß-
te Investor in Lateinamerika ist, versteht sich 
selbst als europäischer Brückenkopf zu Latein-
amerika. Von dem Gipfel in Madrid sollten da-
her neue Impulse für die Partnerschaft ausge-
hen. Um den Erfolg des Treffens zu garantie-
ren, wurden auch Unstimmigkeiten mit den 
Partnern auf beiden Seiten des Atlantiks in 
Kauf genommen.
Dies zeigte sich unter anderem bei der Wie-
deraufnahme der Verhandlungen mit dem Mer-
cosur. Spanien hatte sich bereits im Vorfeld für 
eine größere Flexibilität gegenüber dem süd-
amerikanischen Handelsblock eingesetzt. Doch 
noch während des Madrider Gipfels sprachen 
sich die Vertreter mehrerer EU-Länder (da-
runter Frankreich, Griechenland, Irland, Ös-
terreich, Polen und Rumänien) in einem par-
allel stattfindenden Treffen des Europäischen 
Rates der Agrarminister gegen die Wiederauf-
nahme der Verhandlungen aus. Die Agrarpoli-
tiker erklärten, dass ein Freihandelsabkommen 
mit dem Mercosur der europäischen Landwirt-
schaft schade. Aufgrund des enormen Wider-
standes der Agrarlobby in der EU ist im Au-
genblick nicht absehbar, ob die Verhandlungen 
mit dem Mercosur tatsächlich zu den erhofften 
Ergebnissen führen. Auch die argentinische 
Präsidentin Christina Fernández de Kirchner 
merkte an, dass die Ursachen für die einstige 
Blockade der Gespräche keineswegs aus dem 
Weg geräumt seien.
Als besonders problematisch erwiesen sich 
jedoch die Verhandlungen mit Zentralameri-
ka. Um diese bis zum Gipfel von Madrid er-
folgreich zu Ende bringen zu können, mussten 
die seit Mitte 2009 unterbrochenen Gespräche 
möglichst bald fortgesetzt werden. Spanien 
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entschied sich daher schon frühzeitig für die 
Anerkennung Porfirio Lobos als neuem Präsi-
denten von Honduras. Im Vorfeld des Madrider 
Gipfels sorgte diese Frage nun noch einmal für 
Zündstoff. Denn im Gegensatz zur EU und den 
Staaten Zentralamerikas erkennen in Südame-
rika lediglich Kolumbien und Peru Lobo als 
rechtmäßigen Präsidenten an. Im Rahmen eines 
Gipfels der Südamerikanischen Staatengemein-
schaft (Unión de Naciones Suramericanas, UN-
ASUR) drohten daher einige Länder Südame-
rikas (Brasilien, Argentinien, Ecuador, Urugu-
ay und Venezuela) mit einem Boykott des Ma-
drider Gipfels, sollte der honduranische Präsi-
dent an diesem teilnehmen. Schließlich blieb 
Lobo dem eigentlichen Gipfel fern und nahm 
lediglich an dem Treffen zwischen der EU und 
den Staaten Zentralamerikas teil.
Gewichtsverschiebung und ungelöste 
Probleme
Über das Tagesgeschehen hinaus verdeutlicht 
diese Episode das gewachsene Selbstbewusst-
sein der lateinamerikanischen Staaten und die 
sich wandelnden Gewichtsverhältnisse in den 
Beziehungen zwischen beiden Regionen. Ins-
besondere die Regionalmacht Brasilien ist in-
zwischen zu einem bedeutenden Akteur in 
den internationalen Beziehungen aufgestiegen. 
Die brasilianische Diplomatie war in den ver-
gangenen Jahren aktiv in alle wichtigen Ver-
handlungen über die künftige Ausgestaltung 
der Weltwirtschaft und der internationalen Be-
ziehungen involviert. Während in Madrid be-
reits die ersten Sondergipfel zwischen der EU 
und ihren lateinamerikanischen Partnern statt-
fanden, sorgte der brasilianische Präsident 
Luiz Inácio Lula da Silva für Aufsehen, als er 
gemeinsam mit dem türkischen Ministerpräsi-
denten Recep Tayyip Erdogan in Teheran einen 
Kompromiss über die Urananreicherung Irans 
vermittelte und damit die ständigen Mitglieder 
des VN-Sicherheitsrates brüskierte. 
In das Bild der verschobenen Gewichtsver-
hältnisse passten auch die weiteren Begleit-
umstände des Madrider Gipfels. Europa wur-
de von der internationalen Finanzkrise deut-
lich härter getroffen als die Länder Lateiname-
rikas und der Karibik, die in den Jahren vor der 
Krise hohe Devisenreserven aufbauen und ih-
re Schulden verringern konnten. Die Krise der 
europäischen Gemeinschaftswährung und die 
verzweifelten Versuche zur Stabilisierung der 
am stärksten unter Druck geratenen Volkswirt-
schaften, zu denen auch Gastgeber Spanien ge-
hört, war bei den Protesten im Umfeld des Gip-
fels und im Rahmen des Gipfels der Völker 
deutlich zu spüren. Fast schien es, als hätten 
sich die tradierten Rollenverhältnisse zwischen 
Europa als Bastion der Ruhe und Stabilität und 
dem chronisch krisengeschüttelten Lateiname-
rika in Madrid ins Gegenteil verkehrt.
Die vordergründigen Erfolge des Madrider 
Gipfels relativieren sich auch in Anbetracht 
der zunehmenden Fragmentierung der Zusam-
menarbeit zwischen der EU und ihren latein-
amerikanischen Partnern, sowie den Schwie-
rigkeiten beider Seiten, den Begriff der stra-
tegischen Partnerschaft mit Inhalt zu füllen. 
Trotz des Abkommens mit Zentralamerika und 
der Wiederaufnahme der Verhandlungen mit 
dem Mercosur konnte der Gipfel von Madrid 
den Trend zur Fragmentierung in den biregio-
nalen Beziehungen nicht stoppen, wie insbe-
sondere die Abkommen mit Peru und Kolum-
bien deutlich machen. Der separate Abschluss 
von Freihandelsabkommen mit den beiden An-
denstaaten ist aus europäischer Sicht insofern 
problematisch, als er die Andengemeinschaft 
als regionalen Verhandlungspartner weiter 
schwächt und damit dem Prinzip der EU wi-
derspricht, ihre Beziehungen zu anderen Welt-
regionen vorzugsweise auf interregionaler Ba-
sis zu gestalten.
Zuvor hatten bereits die bilateralen Assozi-
ierungsabkommen mit Mexiko (2000) und Chile 
(2002) sowie die strategischen Partnerschaften 
mit Brasilien (2007) und Mexiko (2008) den in-
terregionalen Ansatz der EU in Frage gestellt. 
Das zweite Problem ist die nach jedem Gipfel 
aufs Neue bemängelte inhaltliche Anreiche-
rung der „strategischen Partnerschaft“. Auch 
nach dem VI. Gipfel ist nicht klarer geworden, 
was sich hinter diesem Begriff verbirgt oder 
wie er sich mit mehr Substanz füllen ließe. In 
der Vergangenheit wurde das Ausbleiben von 
Fortschritten in den biregionalen Beziehungen 
daher nicht selten auf den fehlenden Willen der 
beteiligten Staaten zurückgeführt. Das greift je-
doch zu kurz, wie auch die spürbaren Anstren-
gungen deutlich machen, den jüngsten Gip-
fel zu einem erfolgreichen Abschluss zu brin-
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gen. Vielmehr erklären sich die Defizite aus 
dem grundlegenden Wandel der Rahmenbe-
dingungen seit dem ersten EU-LAC-Gipfel in 
Rio de Janeiro 1999. 
Ausgangspunkte der Partnerschaft
Die in der Erklärung von Rio de Janeiro ver-
kündete strategische Partnerschaft zwischen 
der EU und den Staaten Lateinamerikas und 
der Karibik umfasst drei Dimensionen: den po-
litischen Dialog, die Wirtschaftsbeziehungen 
auf der Basis von Handelsliberalisierung und 
die Kooperation in Bereichen wie Bildung, Wis-
senschaft, Technologie und Kultur. Die EU trug 
damit dem tief greifenden Wandel Rechnung, 
der sich in Lateinamerika vollzogen hatte. So 
waren bis Anfang der 1990er Jahre alle Staa-
ten Lateinamerikas (außer Kuba) zur Demo-
kratie zurückgekehrt. In Zentralamerika war 
einer der letzten Konflikte des Kalten Krieges 
beendet worden. In wirtschaftlicher Hinsicht 
verzeichnete die Region wieder verhältnismä-
ßig hohe Wachstumsraten. Gleichzeitig wurde 
ein grundlegender Wandel des Entwicklungs-
modells - weg von der importsubstituierenden 
Industrialisierung hin zu einer aktiven Welt-
marktintegration – vollzogen. In diesem Zu-
sammenhang ist auch die Schaffung neuer Re-
gionalorganisationen zu sehen, die nicht län-
ger der Abschottung vom Weltmarkt dienen 
sollten. Auf dieses Prinzip des offenen Regio-
nalismus nimmt auch die Rio-Erklärung expli-
zit Bezug.
Lateinamerika war in den 1990er Jahren 
aber nicht nur für Europa interessant gewor-
den. Schon 1991 hatte der damalige US-Präsi-
dent George Bush mit der Enterprise for the 
Americas Initiative Pläne zur Schaffung einer 
gesamtamerikanischen Freihandelszone von 
Alaska bis Feuerland vorgelegt. Anfang 1994 
trat zunächst die Nordamerikanische Freihan-
delszone (NAFTA) mit Mexiko in Kraft. Noch 
im selben Jahr beschlossen die Staats- und Re-
gierungschefs auf dem ersten Gesamtamerika-
nischen Gipfel in Miami, Verhandlungen zur 
Schaffung einer ganz Amerika umfassenden 
Freihandelszone (ALCA) aufzunehmen, die 
2005 abgeschlossen sein sollten.
Diese Entwicklungen stellten die Ausgangs-
bedingungen für die Entstehung der strate-
gischen Partnerschaft zwischen der EU und den 
Staaten Lateinamerikas und der Karibik dar. Der 
EU-LAC-Gipfel in Rio de Janeiro 1999 war auch 
eine Reaktion auf die gesamtamerikanischen 
Gipfeltreffen und den damit verbundenen AL-
CA-Prozess. Dabei ging es nicht zuletzt da-
rum, den europäischen Einfluss in Lateiname-
rika zu wahren und Marktanteile in dieser Re-
gion zu sichern. Für die Länder Lateinamerikas 
und der Karibik ergab sich daraus die Möglich-
keit, ihre Außenwirtschaftsbeziehungen zu di-
versifizieren und eine zu einseitige Abhängig-
keit von den USA zu vermeiden. Darüber hi-
naus dienten die im Rahmen regionaler und in-
terregionaler Institutionen eingegangenen Ver-
pflichtungen dazu, den wirtschaftspolitischen 
Paradigmenwechsel der 1990er Jahre zu ver-
stetigen. Die EU erschien hierfür auch deshalb 
als geeigneter Partner, weil sie – anders als die 
USA – explizit das Ziel verfolgte, regionale In-
tegration zu fördern. Während sich mit ALCA 
stets die Befürchtung verband, dass die latein-
amerikanischen Regionalorganisationen darin 
aufgehen oder zumindest bedeutungslos wer-
den könnten, strebte die EU danach, ihr eige-
nes Modell des Friedens und Wohlstands auf 
andere Weltregionen zu übertragen. 
Ideologische Spaltung und Krise des 
Regionalismus
Seit dem ersten Gipfeltreffen in Rio de Janeiro 
haben sich die Grundlagen der EU-LAC-Part-
nerschaft jedoch grundlegend gewandelt. Ein 
Grund hierfür ist die ideologische Spaltung La-
teinamerikas. Spätestens zu Beginn der 1990er 
Jahre hatten sich in nahezu allen Ländern La-
teinamerikas neoliberale Regierungen durch-
gesetzt. Die von diesen Regierungen durchge-
führten Strukturanpassungsmaßnahmen ha-
ben nur sehr dürftige Ergebnisse hervorge-
bracht. Die wirtschaftlichen Wachstumsraten 
blieben zunehmend hinter den Erwartungen 
zurück und die soziale Ungleichheit hatte sich 
selbst in den Jahren mit verhältnismäßig ho-
hem Wachstum weiter verschlechtert. Diese 
Entwicklungen haben dazu beigetragen, dass 
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seit Ende der 1990er Jahre in vielen Ländern 
Südamerikas linke Regierungen an die Macht 
kamen. 
Die Folge war zunächst eine Spaltung in 
ein vornehmlich links dominiertes Südame-
rika und ein stärker konservativ dominiertes 
Zentralamerika und Mexiko. Dabei muss je-
doch klargestellt werden, dass sich auch hin-
ter den „linken“ Regierungen Südamerikas ei-
ne sehr heterogene Gruppe verbirgt, die nicht 
zuletzt im Bezug auf Freihandelsabkommen 
ein breites Spektrum an Positionen vertritt. So 
hat Chile unter linken Regierungen eine große 
Zahl an Freihandelsabkommen abgeschlossen, 
darunter auch mit der EU und den USA. Die 
Regierungen Venezuelas, Boliviens und Ecua-
dors lehnen dies hingegen ab. Insgesamt ist 
die Freihandelseuphorie der 1990er Jahre einer 
stärkeren Zurückhaltung gewichen. Abkom-
men mit Industrieländern werden nicht mehr 
um jeden Preis angestrebt. 
Dies zeigte sich deutlich am Scheitern der 
ALCA-Verhandlungen 2005, für das maßgeb-
lich die Länder des Mercosur und Venezue-
la verantwortlich waren. Die Verhandlungen 
mit den USA wurden auch in wesentlich grö-
ßerem Umfang als die EU-LAC-Verhandlungen 
von einer kritischen Öffentlichkeit in Latein-
amerika begleitet. Das Scheitern der ALCA hat 
jedoch zu Verstimmungen bei einigen konser-
vativen Regierungen der Region geführt. Viele 
Länder haben seither separate Freihandelsab-
kommen mit den USA abgeschlossen: die Staa-
ten Zentralamerikas und die Dominikanische 
Republik (Dominican Republic-Central Ame-
rica Free Trade Agreement, DR-CAFTA) so-
wie Peru und Kolumbien. Dies sind weitge-
hend dieselben Staaten, mit denen die EU jetzt 
ebenfalls Abkommen unterzeichnet hat. Aller-
dings ist das Freihandelsabkommen zwischen 
den USA und Kolumbien bislang nicht in Kraft, 
weil der US-Kongress seine Ratifizierung un-
ter Hinweis auf die Menschenrechtslage in Ko-
lumbien verweigert – ein Tatbestand, der die 
„Zivilmacht EU“ in einem schlechten Licht er-
scheinen lässt.
Die zunehmende Spaltung Lateinamerikas 
in linke und konservativ regierte Länder, so-
wie in Befürworter und Gegner von Freihan-
delsabkommen hat sich auch auf die regionale 
Integration ausgewirkt. Der Staatsstreich gegen 
Honduras linken Staatspräsidenten Manuel Zela-
ya spaltet ganz Lateinamerika in Länder, die den 
neuen Präsidenten Lobo anerkennen und solche, 
die dies nicht tun. Über die Boykott­androhungen 
einiger südamerikanischer Staaten wurde dieser 
Konflikt im Vorfeld des Madrider Gipfels auch 
nach Europa getragen, wo er die interregionalen 
Beziehungen zu belasten drohte.
Zuletzt hatte 2006 ein rein lateinamerika-
nischer Konflikt die Verhandlungen zwischen 
der EU und ihren Partnern beeinträchtigt. We-
gen eines Streits über den Bau zweier Zell-
stofffabriken am Grenzfluss Río Uruguay spra-
chen die Präsidenten Argentiniens und Uru-
guays beim IV. EU-LAC-Gipfel in Wien nicht 
miteinander, was jegliche Verhandlungen mit 
dem Mercosur bereits im Voraus aussichtslos 
erscheinen ließ. Obwohl in diesem Fall inzwi-
schen ein Urteil des Internationalen Gerichts-
hofs in Den Haag gesprochen wurde, belastet 
er die bilateralen Beziehungen weiterhin.
In einem noch schlechteren Zustand befin-
det sich die Andengemeinschaft. Hier sind die 
ideologischen Differenzen zwischen den Re-
gierungen der Mitgliedsstaaten besonders aus-
geprägt. Nicht zuletzt deshalb trat Venezue-
la 2006 aus der Gemeinschaft aus. Begrün-
det wurde der Schritt mit den bilateralen Frei-
handelsabkommen, die Peru und Kolumbien 
zu diesem Zeitpunkt mit den USA aushandel-
ten. Seither strebt Venezuela die Aufnahme als 
fünftes Vollmitglied im Mercosur an. Die jetzt 
abgeschlossenen Abkommen Perus und Kolum-
biens mit der EU dürften die Andengemein-
schaft endgültig bedeutungslos machen.
Gleichzeitig wurden in den vergangenen 
Jahren neue Organisationen geschaffen, die 
teilweise quer zu den bestehenden liegen. Be-
sonders hervorzuheben sind dabei: 
Die Bolivarische Allianz für die Völker un-
seres Amerikas (ALBA), der unter anderem 
Venezuela, Kuba, Bolivien, Ecuador und Ni-
caragua angehören; bis zum Putsch von 2009 
war auch Honduras Mitglied. 
Die UNASUR, die nicht nur den Mercosur 
und die Andengemeinschaft umfasst, son-
dern zusätzlich noch Chile, Venezuela, Suri-
nam und Guyana mit einschließt. 
−
−
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Die 2010 beschlossene Gemeinschaft Latein-
amerikanischer und Karibischer Staaten (Co-
munidad de Estados Latinoamericanos y Ca-
ribeños, CELC), der alle Länder Lateiname-
rikas und der Karibik angehören, im Gegen-
satz zur Organisation Amerikanischer Staa-
ten (OAS) jedoch nicht die USA und Kanada.
Die Schwäche Europas
Während sich die Rahmenbedingungen inner-
halb Lateinamerikas in den vergangenen Jah-
ren grundlegend gewandelt haben, war die EU 
weitgehend mit sich selbst beschäftigt. Durch 
die Osterweiterung ist sie schlagartig von 15 
auf 25 und inzwischen auf 27 Mitglieder an-
gewachsen. Dieser Erweiterungsprozess hat 
enorme Energien gebunden. Darüber hinaus 
bringen die neuen Mitgliedstaaten ihre eigenen 
Perspektiven und Prioritäten in den außenpoli-
tischen Entscheidungsfindungsprozess mit ein. 
Doch keines der neuen Mitglieder hat beson-
ders tiefe Bindungen zu Lateinamerika und der 
Karibik. Insofern hat die Region durch die Ost-
erweiterung zusätzlich an Bedeutung für die 
EU verloren.
Die langwierige Suche nach einer europä-
ischen Verfassung und ihr Scheitern in Folge 
der Referenden in Frankreich und den Nieder-
landen hat aber auch die Akteursqualität der 
EU empfindlich beeinträchtigt. Zwar konn-
ten die dringlichsten Probleme mit dem Ver-
trag von Lissabon gelöst werden. Dennoch 
scheint die EU derzeit von der Rolle eines be-
deutsamen Akteurs in den internationalen Be-
ziehungen so weit entfernt zu sein wie lange 
nicht. Diese Botschaft vermittelte zuletzt auch 
US-Präsident Barack Obama, als er seine Teil-
nahme für den eine Woche nach dem EU-LAC-
Gipfel geplanten Gipfel zwischen der EU und 
den USA absagte.
Fazit
Die gegenwärtige Struktur der EU-LAC-Bezie-
hungen bildet die seit den 1990er Jahren stark 
veränderten Verhältnisse in beiden Regionen 
nur noch unzureichend ab. Kontext und kon-
krete Ausgestaltung der regionalen Integration 
in Lateinamerika haben sich grundlegend ge-
− wandelt. Die EU hat in ihren Beziehungen zu 
den Staaten Lateinamerikas und der Karibik 
bislang kaum auf diese Dynamik reagiert. Viel-
mehr wurden die Verhandlungen weitestge-
hend in den vertrauten Bahnen weitergeführt. 
Wo dies nicht mehr möglich oder nicht oppor-
tun erschien, wurde der Weg bilateraler Ab-
kommen bestritten. Daraus ergibt sich aller-
dings ein grundsätzliches Dilemma: Einerseits 
widersprechen die bilateralen Abkommen dem 
Prinzip Europas, regionale Integration in La-
teinamerika und anderen Weltregionen zu för-
dern. Andererseits erscheinen sie vor dem Hin-
tergrund der zunehmenden Unterschiede in-
nerhalb Lateinamerikas unvermeidlich, da an-
dernfalls Länder wie Peru und Kolumbien da-
für bestraft würden, dass ihre regionalen Part-
ner kein Interesse an Freihandelsabkommen 
mit der EU haben. Auch deshalb sollte die jet-
zige Struktur der Verhandlungen noch einmal 
grundsätzlich überdacht werden.
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